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Langsamkeit. Selbst der Fort-
schritt ist ertrdaglich, wenn er
mit Faulheit gepaart ist.»

Man hat schon viel daruber ge-
redet, ob die Juden den Messias

iiberhaupt wollen, ob jemand
Utopien verwirklicht sehen will.
Es ist an der Zeit, dass sich
nicht nur die Chargaffs fragen,
ob womoglich der eine oder an-
dere den Untergang nicht will.

USA: Die Linke muss die Kosten der Aggression erhohen

Erwin Chargaff. Zeugenschaft. Essays
iiber Sprache und Wissenschaft. Klett-
Cotta Verlag 1985. 239 S.

Erwin Chargaff. Das Feuer des Heraklit.
Klett-Cotta-Verlag 1979. 290 S.

Entscheiden zwischen Pepsi-Cola
und Coca-Cola

Ein Gesprdach mit Noam Chomsky

Noam Chomsky, Professor fiir Linguistik am Massachusetts Insti-
tute of Technology (MIT) gehért zu den fiihrenden Képfen der
Linken in den Vereinigten Staaten. Er war einer der ersten Kritiker
der amerikanischen Vietnam-Aggression. Heute legt er sich mit
Ronald Reagans Mittelamerika-Politik an. Uber die Zukunft der
amerikanischen Linken hat ihn Edmund R. Hanauer befragt, ame-
rikanischer Journalist und Politikwissenschafter, der in Miinchen
lebt. Das Interview wurde fiir die Zeitschrift L’80 gemacht und von
dessen Herausgeber, Johano Strasser, tibersetzt. L’80 ist im Buch-
handel erhdltlich oder direkt bei der L°80 Verlagsgesellschaft mbH,

Hansestrasse 63a, 5000 Kolin.

Hanauer: Wenn man die Ergeb-
nisse der Prasidentschaftswah-
len von 1984 betrachtet, gibt es
da eine Hoffnung, und, wenn
ja, wo liegt sie fiir die Linke in
den USA?

Chomsky: Zunachst mochte ich
betonen, dass die Ergebnisse
der 1984er-Wahl weithin falsch
interpretiert worden sind, und
zwar auf der Linken ebenso wie
auf der Rechten. Tatsachlich
gab es keinen Erdrutschsieg.
Alles andere als das. Fast 50%
der Bevolkerung ging gar nicht
erst zur Wahl; in der Tat ge-
wann Reagan wenig mehr als
30% aller Wahlberechtigten fiir
sich. Dartiber hinaus sprach
sich die Mehrzahl derjenigen,
die ihn wihlten, gegen seine po-
litischen Prinzipien und gegen
sein Programm aus. Uber 60%
der Wihler, die sich fiir Reagan
aussprachen, dusserten in einer
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Umfrage die Hoffnung, dass
sein Programm nicht verwirk-
licht werden moge. Diejenigen,
die sich selbst als wirkliche
Konservative bezeichneten und
an das Reagansche Programm
glaubten, die glaubigen Rea-
gan-Anhidnger also, machten
vielleicht 4% der Bevoélkerung
aus. Das Entscheidende ist,
dass ein grosser Teil der Bevol-
kerung sich fiir die Wahlent-
scheidung tberhaupt nicht in-
teressierte, darunter bezeich-
nenderweise die drmeren
Schichten. Die Nicht-Wihler in
den USA sind die Arbeitslosen,
die Armen, ganz allgemein die
Unterprivilegierten, eben jene
Gruppen und Schichten, die in
europdischen Landern eine der
Arbeiterparteien wahlen wir-
den. Diese Leute gehen in den
USA nicht zur Wahl, weil sie
erkannt haben, dass sie de facto

kein Wahlrecht haben, dass sie
nur zwischen zwei Fliigeln der
konservativen Partei wihlen
konnen. Das interessiert sie
nicht, deshalb wihlen sie nicht.
Von denen, die zur Wahl gin-
gen, behandelten die meisten
die Angelegenheit durchaus zu
Recht als eine Art Entscheidung
zwischen Pepsi-Cola und Coca-
Cola, als eine Frage der Ver-
packung also. Die iiberwalti-
gende Mehrzahl der Reagan-
Wihler wihlte Reagan, weil sie
ihn nett fanden, weil er so nett
lachelte usw. In einem gewissen
Sinn ist das durchaus eine intel-
ligente Reaktion; ihr liegt die
Erkenntnis  zugrunde, dass
nicht viel auf dem Spiel steht,
dass in Wirklichkeit grosse Ka-
pitalgruppen um die Kontrolle
des Staates wetteifern, dass die-
se Gruppen leicht unterschiedli-
che Programme haben, dass sie
es sind, die die Kandidaten auf-
stellen und sie mit dem grossten
Werbeaufwand anpreisen, und
dass der Wahler nur dasitzt und
sich das Spektakel anschaut.
Man kann mitspielen, wenn
man will, oder es auch sein las-
sen. _
Was die Wahl offenbart, ist die
extreme Entpolitisierung der
amerikanischen  Gesellschaft
und der Mangel an institutio-



nellen Moglichkeiten politi-
schen Engagements. Sie fehlen
in der Tat. So gibt es z.B. im
Grunde keine Gewerkschaften.
In den meisten Ldndern stellen
die Gewerkschaften eine jener
Strukturen dar, mit deren Hilfe
einzelne ihre Krafte vereinen
konnen, um auf diese Weise im
umfassenderen Sinne politisch
aktiv zu werden. Diese Mog-
lichkeit gibt es in den USA
nicht. In Wirklichkeit ist die
Demokratie nicht viel wert,
wenn isolierte Individuen auf
sich allein gestellt sich mit den
zentralisierten Machtsystemen
auseinandersetzen miissen. Da-
mit die Demokratie funktio-
niert - diese Erkenntnis ist
schon hundert Jahre alt -, sind
sogenannte «sekundére Institu-
tionen» erforderlich, d.h. Insti-
tutionen, die es Menschen mit
beschrinkten Einflussmog-
lichkeiten - also praktisch allen
- erlauben, sich mit anderen zu-
sammenzuschliessen, um die
notwendigen Informationen zu
bekommen, Ideen und Pro-
gramme zu entwickeln, diese
auf die politische Tagesord-
nung zu setzen und sie prak-
tisch durchzusetzen. Wenn sol-
che Institutionen nicht existie-
ren, ist Politik nur ein Spiel un-
ter Eliten.

Hanauer: Woran liegt es, dass
¢s in den USA heute keine star-
ke Linie, keine Arbeiterpartei,
keine sozialistische, nicht ein-
mal eine sozialdemokratische
Partei gibt?

Chomsky: Um diese Frage zu
beantworten, muss man in die
Geschichte der USA zuriickge-
hen. Das Wichtigste: Wir haben
es mit einer Einwanderungsge-
sellschaft zu tun. Die gegenwiir-
tigen Vereinigten Staaten ent-
standen aus grossen Einwande-
rungswellen. Viele dieser frii-
hen Einwanderer hatten nie-
mals vor, hier zu bleiben. In der
Tat war der Anteil derer, die
nach Europa zuriickkehrten,
€norm hoch; zuzeiten gingen 30
bis 40% der Einwanderer nach

einigen Jahren wieder in ihre
Heimatlander zuriick; sie ka-
men nach Amerika, um Geld zu
verdienen, und gingen dann zu-
riick, um in einer zivilisierten
Umgebung zu leben. Die Mehr-
heit allerdings blieb. Die Verei-
nigten Staaten waren ein reiches
Land mit einer expandierenden
Okonomie, das bis etwa 1930
eine grosse Zahl von Einwande-
rern absorbieren konnte. Hier
fanden die Einwanderer ein Un-
terkommen, wenn sie keinen
Arger machten und sich an die
Spielregeln hielten. Auch wenn
sie bis aufs Blut ausgebeutet
wurden, ihre Kinder konnten
die Schule besuchen. Nehmen
Sie mich z.B.: Mein Vater ar-
beitete in einem solchen Aus-
beuterbetrieb, als er hierher
kam, und ich besuchte die Uni-
versitdt und wurde schliesslich
Professor. So etwas konnte
passieren; das ist der amerika-
nische Traum. Aber die Bedin-
gung fir diese Art Aufstieg
war, dass man bei seinem Lei-
sten blieb, sich aus der Politik
heraushielt. Wo sich die Arbei-
ter organisierten, machte der
Staat solche Versuche zumeist
mit Gewalt zunichte; Tausende
von Menschen wurden wahrend
der Sozialistenverfolgung nach
dem Ersten Weltkrieg des Lan-
des verwiesen, darunter viele
Aktivisten und Organisatoren
der Gewerkschaften und der
Sozialistischen Partei. In den
30er Jahren gab es im Zusam-
menhang mit der Grossen De-
pression eine neue Welle politi-
scher Organisation auf der Ge-
werkschaftsebene usw., aber
auch diese wurde schliesslich
gebrochen, zunidchst durch den
Krieg und dann durch den Kal-
ten Krieg danach.

Natirlich bleibt diese Erkla-
rung noch an der Oberflache; es
kam eine ganze Reihe histori-
scher Ursachen zusammen, die
bewirkten, dass in den USA
sich keine stabile politische Op-
position herausbilden konnte.

Hanauer: Auch wenn es in den
USA keine linken Gewerk-
schaften oder eine sozialistische
oder Arbeiterpartei gibt, so gibt
es doch eine Fille von Biirger-
initiativen, jedenfalls mehr als
in Europa, feministische Grup-
pen, Organisationen der
Schwarzen, Umweltschutzin-
itiativen usw. Welche Rolle
spielen sie?
Chomsky: Sie haben recht: An-
stelle einer politischen Opposi-
tion gibt es in den USA die ver-
schiedensten  Organisationen
und Initiativen von Biirgern.
Unter ihnen haben die Kirchen
zahlenmassig das grosste Ge-
wicht, und sie sind ungeheuer
aktiv. Im Vergleich zu anderen
Industriegesellschaften ist der
Grad des Birgerengagements in
Kirchen und religiésen Gemein-
schaften in den USA enorm
hoch. Auch darin spiegelt sich
die tiefgehende Entpolitisierung
der Gesellschaft: Die Menschen
brauchen einen institutionellen
Rahmen, in dem sie sich ver-
wirklichen koénnen: wenn das
politische System ihn nicht bie-
tet, dann suchen sie ihn sich
woanders. Ausser den Kirchen
gibt es andere Gruppen wie die
Feministen, die Okologen usw.
Aber es ist nicht einfach, sie am
Leben zu halten. Woran es in
den USA fehlt, ist die Kontinui-
tat des Engagements. Die Bewe-
gungen kommen und gehen,
einmal sind es die Menschen-
rechte, dann Vietnam, dann
wieder ein anderes Thema. In
Europa geben die linken Partei-
en einen Rahmen ab, in dem
sich Aktivismus und Engage-
ment konsolidieren und auf
Dauer stellen lassen. Auf diese
Weise gibt es einen gewissen
Grad an Kontinuitdat, Erfah-
rungen werden in Lernprozes-
sen verarbeitet und weitergege-
ben. Das ist schon ein bedeu-
tender Unterschied zu den
USA, auch wenn die linken
Parteien in Europa keine wirk-
liche Gesellschaftsverdanderung
anstreben. Ich mdéchte auf kei-
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nen Fall die europidischen so-
zialdemokratischen oder kom-
munistischen Parteien glorifi-
zieren; ich halte sie fir reformi-
stische Parteien, die, wenn sie
an der Macht sind, sich nicht
viel anders verhalten als die
Konservativen. Aber sie sind
bis zu einem gewissen Grad in
der Arbeiterschaft und in ande-
ren sonst nicht reprasentierten
Gruppen verankert, und das
macht schon etwas aus. Vor al-
lem aber bewirkt es Kontinuitat
des politischen Engagements.
Hanauer: Was sollten [hrer
Meinung nach die linken und
fortschrittlichen Krafte in den
USA tun, eine dritte Partei
grunden oder weiter in der De-
mokratischen Partei arbeiten?
Und woran liegt es [hrer Mei-
nung nach, dass die Demokrati-
sche Partei, wie manche mei-
nen, sich zur Zeit nach rechts
entwickelt? Spielt hierbei mog-
licherweise jene von lhnen an-
gesprochene Fehlinterpretation
der letzten Prasidentschafts-
wahlen eine Rolle? Glauben die
Demokraten an den «Erd-
rutschsieg» Reagans und mei-
nen, sich deshalb nach rechts
anpassen zu miissen?
Chomsky: Ob es einmal (wie-
der) eine dritte Partei in den
USA geben wird, weiss ich
nicht. Jedenfalls glaube ich
nicht, dass es sinnvoll wire, ei-
ne solche jetzt ins Leben zu ru-
fen. Das Zwei-Parteien-System
ist viel zu tief in die institutio-
nellen Strukturen unserer Ge-
sellschaft eingegraben. Was die
Demokratische Partei angeht,
so ist sie, wie alle Parteien in
der Geschichte der USA, ab-
hdngig von den Interessengrup-
pen, die sie kontrollieren. Die
Demokratische Partei muss ei-
ne grosse Bandbreite von Inter-
essengruppen zusammenhalten.
Dagegen ist die Republikani-
sche Partei, vor allem seit den
70er Jahren, eine streng ideolo-
gisch ausgerichtete Partei: sie
ist die Partei der Unternehmer.
Das war vor 1970 ganz anders.
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Vor dieser Zeit unterstiitzten
die Unternehmer beide Partei-
en, und zwar etwa im gleichen
Ausmass. Die Parteien vertra-
ten leicht unterschiedliche Un-
ternehmensinteressen; so waren
in den 30er Jahren die Republi-
kaner eher die Vertreter der
kleinen Unternehmer, der tech-
nologisch rickstandigen und
weniger weltmarktorientierten
Betriebe, wahrend die Demo-
kraten eher die weltmarktorien-
tierten, technologisch  fort-
schrittlichen und kapitalintensi-
ven Unternehmen vertraten.
Aber in den 70er Jahren dnder-
te sich das grundlegend. Heute
sind die Republikaner tatsach-
lich die Unternehmerpartei.
Das lasst sich an den Spenden
ablesen, die heute zum weitaus
grossten Teil an die Republika-
ner gehen; das zeigt sich aber
auch an der Zunahme des Lob-
byismus und an dem Auftreten
ideologischer Institutionen der
Unternehmerschaft wie «Heri-
tage» usw. in den 70er Jahren.
Diese rechten Stiftungen haben
mit ihrem extremen Pro-
Business-Bewusstsein die ideo-
logische Debatte in den USA
fast ganz unter Kontrolle. Die
Demokraten haben gegen diese
ideologische Offensive bisher
kein Mittel gefunden; sie sind
nach wie vor die Partei, die dis-
parate Birgerinteressen unter
einem Dach vereint, Interessen,
die sich nicht verallgemeinern
lassen und denen es an Macht
und Einfluss fehlt. Auf diese
Weise konnen sie sich mit der
ideologisch hochgeriisteten Un-
ternehmerpartei nicht messen.

Es war interessant zu sehen, wie
im letzten Wahlkampf der Be-
griff der «Partikularinteressen»
benutzt wurde: Reagan kriti-
sierte die Demokraten als die
Partei der Partikularinteressen,
weil die Demokratische Partei
sich um die Arbeiter, die Frau-
en, die Schwarzen, die Rentner,
die Arbeitslosen usw. kiimmer-
te. Das also sind die Partikular-
interessen, die Interessen der

grossen Mehrheit des Volkes.
Es gab nur eine Gruppe, die
nicht als Partikularinteresse an-
gesehen wurde: die Konzerne.
Die Republikaner sind die Par-
tei der grossen Konzerne, aber
deren Interessen sind nicht par-
tikuldr, sondern national. In ei-
nem gewissen perversen Sinn ist
das sogar richtig: Die Bevolke-
rung ist an den Rand gedrangt
worden, das Land gehdrt den
grossen Konzernen, darum sind
ihre Interessen die nationalen
Interessen, und die Partei, die
sie vertritt, vertritt die Nation.
Allerdings: Wenn sich die Un-
ternechmerschaft  geschlossen
um eine Partei schart, dann
missen schon ernste soziale
Verdnderungen stattfinden, um
auch nur eine beschridnkte
Zwei-Parteien-Demokratie zu
erhalten.

Hanauer: Zuriick zu der Frage
nach der Hoffnung fiir die Lin-
ke. Haben Sie immer noch
Hoffnung, und worauf griin-
den Sie sie, dass zumindest der
linke Fliigel der Demokraten
die Partei nach links bewegen
kann? Oder sehen Sie auch fiir
1988 schwarz?

Chomsky: Ob die Demokrati-
sche Partei sich nach links be-
wegt oder nicht, hdngt nur un-
wesentlich davon ab, ob sich
linke Aktivisten dazu ent-
schliessen, in der Partei zu ar-
beiten. Worauf es ankommt,
ist, ob es ihnen gelingt, grosse
Teile der Bevolkerung durch
Aufklarung und Organisation
dazu zu bringen, fiir die Durch-
setzung entsprechender Pro-
gramme und Politiken Druck
zu machen. Gelingt das, so wird
die Demokratische Partei sich
diesem Druck schon beugen;
gelingt es nicht, wird sich die
Demokratische Partei nicht
nach links bewegen lassen. Die
Frage ist also nicht: Sollen wir
der Demokratischen Partei bei-
treten?, sondern: Wie kodnnen
wir durch Arbeit in gesell-
schaftlichen Gruppen und Be-
wegungen politisches Bewusst-



sein wecken und zu politischem
Engagement ermuntern? Wenn
die Politisierung gelingt, wird
sich das Parteiensystem in der
einen oder anderen Weise dem
anpassen oder es finden sich
Wege der Durchsetzung an den
Parteien vorbei. Dabei ist es
nicht so wichtig, wer regiert.
Als Nixon Prisident war, arbei-
tete die Bewegung gegen den
Vietnam-Krieg genauso weiter
wie unter Johnson. Der Unter-
schied war unerheblich; worauf
es ankam, war, die Kosten der
US-Aggression zu erhéhen. Das
gilt auch fiir alle anderen For-
derungen. Wer immer regiert,
er ist immer der Vertreter der
einen oder anderen Fraktion ei-
ner relativ kleinen Gruppe von
Grosskapitalisten; solche Leute
sind es gewohnt, ihre Entschei-
dungen auf der Basis einer Ko-
stenkalkulation zu treffen. Ein
Teil der Kosten ist der Wider-
stand, der von der Bevolkerung
ausgetibt wird. Ich halte per-
sonlich nicht sehr viel von Par-
teipolitik.

Hanauer: Wie lassen sich die
Unorganisierten organisieren?
Welche Lehren zieht die Linke
und die Friedensbewegung aus
den letzten Prisidentenwahlen?
Wie gross ist das Potential fiir
soziale Verdnderungen in den
USA?

Chomsky: Ich glaube, dass die
84er Wahlen weder nach der ei-
nen noch nach der anderen Sei-
te hin sehr aufschlussreich wa-
ren. Was sie vor allem zeigten,
war, dass 47% nicht einmal ge-

nug Interesse aufbrachten, um
wahlen zu gehen; von den Ar-
beitslosen ging nur ungefahr je-
der Dritte zur Wahl. Die Wah-
len zeigten auch, dass 53%, al-
so die Mehrheit, an dem Spiel
thren Spass hatten, vor allem an
dem Fernsehspektakel, aber
nicht glaubten, dass dabei viel
auf dem Spiel stehe. Das ist die
wesentliche Botschaft dieser
Wahlen. Was die Linke aller-
dings begreifen muss, ist, dass
es in dieser Gesellschaft gart,
und zwar iberall. In Wirklich-
keit ist in vielen Teilen des Lan-
des die Bevolkerung den linken
Fihrern, was Aktivitat angeht,
voraus. So entwickelte sich die
Sanctuary-Bewegung vollig un-
abhdngig von jeder Einfluss-
nahme durch linke Fithrungsfi-
guren. Es gibt Moglichkeiten,
aufzukldren, die Leute zu orga-
nisieren, Vorurteile abzubauen,
in Gruppen aktiv zu werden
und auf soziale Veranderungen
hinzuarbeiten. Aber es ist nicht
einfach.

Hanauer: Wenn Sie nach Euro-
pa blicken und dort vor allem
die sozialdemokratischen Par-
teien, ob an der Regierung oder
in der Opposition, im Auge ha-
ben, was konnten diese lhrer
Meinung nach gegen die Vor-
herrschaft der USA in Europa
und die Intervention der USA
in der Dritten Welt tun?

Chomksy: Sie konnen eine
Menge tun, aber sie sollten be-
denken, dass das seinen Preis
hat. Die USA sind ein sehr
madchtiges und sehr gewalttiti-

ges Land, das Abweichung nur
in engen Grenzen zulidsst. Aber
beziiglich der US-Einmischung
in der Dritten Welt konnen die
Européer ganz konkrete Schrit-
te unternehmen. Nehmen wir
z.B. Nicaragua. Wenn die Eu-
ropaer den Mut dazu hitten,
konnten sie die amerikanische
Aggression gegen Nicaragua
stoppen: sie konnten das Em-
bargo unwirksam machen, sie
konnten den Nicaraguanern die
Hilfe geben, die sie benétigen,
sie konnten ihnen die Wahl-
moglichkeiten eroffnen, die ih-
nen verwehrt bleiben, wenn die
USA sie in die Hande der So-
wjetunion treibt. Europa kdnn-
te eine Alternative zu der
Machtpolitik der beiden Super-
mdchte bieten. Aber ich be-
zweifle, dass es dazu kommt,
weil dies den Konflikt, den die
Europder scheuen, bringen
wiirde. Dennoch: Wenn die Eu-
ropder sich zu einer starker in-
tegrierten politischen Einheit
zusammenfanden, dann wiren
sie die dritte Kraft in der Welt.
Die Wirtschaft Westeuropas ist
immerhin von der Grossenord-
nung der US-amerikanischen -
und etwa doppelt so stark wie
die der Sowjetunion, glaube ich
-, Europa hat eine Einwohner-
zahl, die der der USA ent-
spricht, eine gebildete Bevolke-
rung usw. Es konnte eine sehr
wichtige Rolle in der Welt spie-
len, wenn es sich aus der Fixie-
rung auf die gegenwartige Bipo-
laritat der Welt befreien konn-
te.

Eine erste Runde iiber die Abstimmung zum Schweizer UNO-Beitritt

Die UNO - was ist das?

Gedanken von Nationalrat Heiner Ott, Miinchenstein

die Bundesverfassung, dass der
Beitritt zu einer derartigen Or-
ganisation einer obligatorischen
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de der Welt wire damit dieser
Beitritt  beschlossene Sache.
Einzig in der Schweiz bestimmt

Das schweizerische Parlament
hat dem UNO-Beitritt zuge-
stimmt. In jedem anderen Lan-




	USA : die Linke muss die Kosten der Aggression erhöhen : Entscheiden zwischen Pepsi-Cola und Coca-Cola

